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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Änderung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 766/68 und 1052/68 des Rates über die Vorausfestsetzung der Erstattungen 
auf dem Zucker-, Getreide- und Reissektor 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - • 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 120/67/EWG des 
Rates vom 13. Juni 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Getreide^), zuletzt geändert durch 
die Akte im Anhang zu dem am 22. Januar 1972 
in Brüssel Unterzeichneten Vertag über den Beitritt 
neuer Mitgliedstaaten zur Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und zur Europäischen Atomgemein- 
schaft*), nachstehend „Akte'' genannt, insbesondere 
auf Artikel 6 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 359/67/EWG des 
Rates vom 25. Juli 1967 über die gemeinsame Markt- 
organisation für Reis 4), zuletzt geändert durch die 
Akte, insbesondere auf Artikel 17 Absatz 5, 

gestützt auf die Verordnung Nr. 1009/67/EWG des 
Rates vom 18. Dezember 1967 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Zucker^), zuletzt geändert 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 174/73®), insbe- 
sondere auf Artikel 17 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In der Verordnung (EWG) Nr. 2429/72 des Rates 
vom 21. November 1972 über die Aussetzung der 
Anwendung der Vorschriften über die Vorausfest- 
setzung von Abschöpfungen und Erstattungen in 
einzelnen Sektoren der gemeinsamen Marktorgani- 
sation ^) sind Maßnahmen vorgesehen, die unter an- 
derem eine genaue Frist für die Vorlage der Aus- 
fuhrlizenzanträge betreffen. 


Die Verordnungen (EWG) Nr. 766/68 des Rates 
vom 18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner Re- 
geln für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem 
Zuckersektor®), zuletzt geändert durch die Verord- 
nung (EWG) Nr. 43/72®), und Nr. 1072/68 des Rates 
vom 23, Juli 1968 über die Regelung für die Einfuhr 
und die Ausfuhr von Getreide- und Reisverarbei- 
tungserzeugnissen ^®), zuletzt geändert durch die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 2728/71 “), enthalten keine ge- 
naue Angabe über die erwähnte Antragsfrist; sie 
müssen daher entsprechend ergänzt werden - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 117 
vom 19. Juni 1967 

2) A.mtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 73 
vom 27. März 1972 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 174 
vom 31. Juli 1967 

5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 308 
vom 18. Dezember 1967 

<?) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 35 
vom 7. Februar 1973 

^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, L 264 
vom 23. November 1972 

8) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 143 
vom 25. Juni 1968 

9) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 53 
vom 2. März 1972 

IC) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 179 
vom 25. Juli 1968 

^’) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 282 
vom 23. Dezember 1971 
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Artikel 1 

Artikel 11 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr. 766/ 
68 erhält folgende Fassung: 

„2. Jedoch wird auf Grund eines bei der Beantra- 
gung der Ausfuhrlizenz von 13 Uhr zu stellen- 
den Antrags der Betrag bzw. Grundbetrag der 
Erstattung, der am Tage der Vorlage des An- 
trags gilt, auf ein Ausfuhrgeschäft angewandt, 
das während der Geltungsdauer dieser Ausfuhr- 
lizenz getätigt wird". 

Artikel 2 

Artikel 7 Absatz 1 und 2 erster Satz der Verordnung 
(EWG) Nr. 1052/68 erhält folgende Fassung: 

„Die am Tage der Einreichung des Antrags auf Er- 
teilung einer Ausfuhrlizenz geltende Erstattung 


wird auf Grund eines bei der Beantragung der 
Lizenz vor 13 Uhr zu stellenden Antrags auf ein 
Ausfuhrgeschäft angewandt, das während der Gel- 
tungsdauer der Lizenz getätigt wird. 

In diesem Fall wird die Erstattung nach Maßgabe 
des im Ausfuhrmonat geltenden Schwellenpreises 
für das oder die Grunderzeugnisse berichtigt." 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
22. März 1973 - 1/4 (IV/ 1 )-680 70-E-Er 8/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. März 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Begründung 


In der Verordnung (EWG) Nr. 2429/72 des Rates vom 
21. November 1972 über die Aussetzung der Anwen- 
dung der Vorschriften über die Vorausfestsetzung 
von Abschöpfungen und Erstattungen in einzelnen 
Sektoren der gemeinsamen Marktorganisation sind 
bestimmte Maßnahmen vorgesehen, die insbeson- 
dere eine genaue Frist für die Vorlage der Anträge 
auf Erteilung einer Ausfuhrlizenz in Verbindung 
mit einem Antrag auf Vorausfestsetzung betreffen. 

Da die Verordnungen (EWG) Nr. 776/68 des Rates 
vom 18. Juni 1968 zur Aufstellung allgemeiner Re- 
geln für die Erstattungen bei der Ausfuhr auf dem 
Zuckersektor und Nr. 1052/68 des Rates vom 23. Juli 
1968 über Regelung für die Einfuhr und die Aus- 
fuhr von Getreide- und Reisverarbeitungserzeug- 
nissen keine genaue Angabe über die Frist für die 
Vorlage der Anträge auf Erteilung einer Ausfuhr- 
lizenz enthalten, müssen sie entsprechend ergänzt 
werden. 

Ziel des vorliegenden Vorschlags ist die Ergänzung 
der vorgenannten Verordnungen. 
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